
 

Kindergeld 
 
Ebenfalls rückwirkend ab 2015 wird das 
Kindergeld für jedes Kind um 4,00 € pro 
Monat erhöht. Damit werden für das 
erste und zweite Kind monatlich je 
188,00 € gezahlt. Für das dritte Kind 
erhalten Eltern einen Betrag von 
194,00 €. Für jedes weitere Kind be-
trägt das Kindergeld 219,00 €. 
 
Zum Januar 2016 erhöht sich das 
Kindergeld für das erste und zweite 
Kind auf monatlich je 190,00 €. Für das 
dritte Kind werden 196,00 € und für 
jedes weitere Kind 221,00 € ausge-
zahlt. 
 
 
 
 

“Wenn die Wurzeln tief sind, braucht man den Wind nicht zu fürchten.“ 
(Chinesisches Sprichwort) 

 
 
 
 
 
 

Steuern ..............................................  
 

Nicole Mohs, Steuerberaterin 
Holger Schulz, Steuerberater 
 
 

Recht ..................................................  
 

Boris Nolting, Rechtsanwalt 
 
 

Wirtschaftsprüfung /  
Betriebswirtschaft ............................  
 

Sven Ole Raap, WP / StB 
Frank Gerlach 
 
 
 

Telefon: 040 33 44 6 500 
www.npp.de 

  August 2015 

Liebe Leserin, 
lieber Leser, 
 
dem vom Bundestag am 18.06.2015 
verabschiedeten Gesetz zur Anhe-
bung des Grundfreibetrags, des 
Kinderfreibetrags, des Kindergeldes 
und des Kinderzuschlages hat der 
Bundesrat am 10.07.2015 zugestimmt. 
Das Gesetz trat mit seiner Verkündung 
im Bundesgesetzblatt am 22.07.2015 in 
Kraft. Folgende steuerliche Entlastun-
gen sind rückwirkend ab 2015 und ab 
2016 vorgesehen: 
 
Grundfreibetrag 
 
Der Grundfreibetrag erhöht sich in 2015 
auf 8.472,00 € (2014: 8.354,00 €) und 
in 2016 auf 8.652,00 €. 
 
Aufgrund der Sonderregelung für das 
Lohnsteuerabzugsverfahren erfolgt die 
erstmalige Berücksichtigung der lohn-
steuerlichen Folgen im Abrechnungs-
monat Dezember 2015. Bei Unterneh-
mer wird der höhere Grundfreibetrag 
erst bei Einreichung der Einkommen-
steuererklärung berücksichtigt. 
 
Unterhaltsabzug 
 
Der Unterhaltsabzugsbetrag im Sinne 
des § 33 a Absatz 1 EStG (Unterhalts-
zahlungen an gesetzlich unterhaltsbe-

rechtigte Personen) von gegenwärtig 
8.354,00 € (Veranlagungsjahr 2014) 
wird an die jeweilige Erhöhung des 
Grundfreibetrags angepasst (2015: 
8.472,00 €; 2016: 8.652,00 €). 
 
Kinderfreibetrag 
 
Der Kinderfreibetrag von derzeit 
4.368,00 € je Kind (2.184,00 € je El-
ternteil) wird wie folgt angehoben: 
 
2015: 4.512,00 € je Kind 
 (2.256,00 € je Elternteil) 
2016: 4.608,00 € je Kind 
 (2.304,00 € je Elternteil) 
 
Der Freibetrag für den Betreuungs- und 
Erziehungs- und Ausbildungsbedarf 
des Kindes in Höhe von 1.320,00 € je 
Elternteil bleibt in der Höhe unverän-
dert. Der erhöhte Kinderfreibetrag wirkt 
sich im Lohnsteuerabzugsverfahren nur 
auf die Zuschlagsteuern (Solidaritäts-
zuschlag und eventuell Kirchensteuer) 
aus. Bei der Berechnung der Lohn-
steuerhöhe wird der Kinderfreibetrag 
nicht berücksichtigt. Vielmehr wird im 
Rahmen der Einkommensteuerveran-
lagung eine Vergleichsrechnung zwi-
schen der steuerlichen Auswirkung des 
Kinderfreibetrags nebst Betreuungs-
freibetrag und dem unterjährig ausge-
zahlten Kindergeld durchgeführt. 
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wurde neben der Erhöhung des Grund-
freibetrags und des Kinderfreibetrags 
auch der anzuwendende Steuertarif 
angepasst. Bei Anwendung des 
Höchststeuersatzes von 45 % ergibt 
sich bei einem Einkommen von 
250.730,00 € eine Steuerentlastung 
von ca. 160,00 €. Bei niedrigeren Ein-
kommensgrößen ist die Entlastung 
folglich noch geringer. 
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Eine Anrechnung der Nachzahlung des 
Kindergeldes für 2015 bei der Gewäh-
rung von Sozial- und Unterhaltsleistun-
gen erfolgt nicht. Ab dem Kalenderjahr 
2016 werden die Erhöhungsbeträge bei 
der Anrechnung berücksichtigt. 
 
Entlastungsbetrag für 
Alleinerziehende 
 
Der Entlastungsbetrag für Alleinerzie-
hende wird rückwirkend ab 2015 von 
bislang 1.308,00 € p.a. um 600,00 € auf 
1.908,00 € p.a. erhöht. Bisher wurde 
ein Entlastungsbetrag gewährt, wenn 
zu dem Haushalt des alleinstehenden 

Steuerpflichtigen mindestens ein Kind 
gehört. Rückwirkend ab 2015 wird der 
Entlastungsbetrag um eine zusätzliche 
Kinderkomponente (Entlastungserhö-
hungsbetrag) ergänzt. Neu ist, dass 
sich der Gesamtbetrag künftig nach der 
Zahl der im Haushalt lebenden Kinder 
richtet: Für jedes weitere Kind erhöht 
sich der Entlastungsbetrag um jeweils 
240,00 €. Die rückwirkende Erhöhung 
in 2015 wirkt sich lohnsteuerlich erst im 
Dezember 2015 aus. 
 
Abbau der kalten Progression 
 
Zum Abbau der kalten Progression 
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auf die GmbH-Beteiligung geltend und 
wollte den Auflösungsverlust in seiner 
Einkommensteuererklärung 2010 ab-
setzen. Im Jahr 2011 einigte er sich mit 
der Bank endgültig auf einen Bürg-
schaftsbetrag von 60.000,00 €, den er 
auch sofort bezahlte. 
 
Das Gericht entschied, dass der Verlust 
erst mit Abschluss der Bürgschaftsver-
handlungen mit der Bank im Jah-
re 2011 festgestanden hatte und somit 
der Auflösungsverlust erst in dem Jahr 
steuerlich zu berücksichtigen war. 
 

steigen. Diese Betragsgrenze soll eine 
Privilegierung von Personengesell-
schaften mit besonders hohen freibe-
ruflichen Umsätzen verhindern, die 
ohne diese Grenze in größerem Um-
fang gewerblich tätig sein könnten. Im 
Streitfall hatte eine Werbeagentur für 
die Vermittlung von Druckaufträgen 
Provisionen erhalten, welche die nun-
mehr definierte Bagatellgrenze über-
schritten. 

haben, können bis Ende 2015 vorweg-
genommene Werbungskosten, insbe-
sondere Kosten eines Studiums, noch 
für Jahre ab 2008 geltendgemacht und 
ein Bescheid über die Feststellung 
eines Verlustvortrags beantragt wer-
den, wenn für die Jahre keine Einkom-
mensteuererklärung abzugeben war. 
Das Finanzamt wird entsprechende 
Anträge bei Aufwendungen für ein 
Erststudium zwar wegen einer für die 
Steuerzahler ungünstigen Gesetzesän-
derung ablehnen, hiergegen sollte 
jedoch unter Hinweis auf die ungeklärte 
Frage der Verfassungsmäßigkeit der 
Gesetzesänderung Einspruch eingelegt 
werden, welcher dann bis zur Ent-
scheidung des Bundesverfassungsge-
richts ruht. 
 

Auflösungsverlust aus GmbH-Beteiligung erst im Jahr des 
Feststehens nachträglicher Anschaffungskosten abzugsfähig 
Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb 
gehört auch der Gewinn oder Verlust, 
den ein wesentlich beteiligter Gesell-
schafter aus der Auflösung einer Kapi-
talgesellschaft erzielt. Die Einkünfte 
errechnen sich aus dem gemeinen 
Wert des dem Gesellschafter bei der 
Auflösung zugeteilten oder zurückge-
zahlten Vermögens abzüglich der An-
schaffungs- und Veräußerungskosten. 
Ein Gewinn ist in dem Jahr zu versteu-
ern, in dem das auf die Beteiligung 
entfallende Gesellschaftsvermögen 
verteilt wurde. Ein Verlust kann in dem 
Jahr geltend gemacht werden, in dem 
mit einer wesentlichen Änderung des 

bereits feststehenden Verlusts nicht 
mehr zu rechnen ist, spätestens aber 
im Jahr der Löschung der Gesellschaft 
im Handelsregister. 
 
In einem vom Bundesfinanzhof ent-
schiedenen Fall geriet eine GmbH im 
Jahr 2010 in Insolvenz. Der zu 50 % 
beteiligte Gesellschafter hatte eine 
Bürgschaft für Verbindlichkeiten der 
GmbH gegenüber einer Bank über-
nommen, die ihm 2010 mitteilte, dass 
sie ihn in Höhe von 1,3 Mio. € als Bür-
gen in Anspruch nehmen würde. Die-
sen Betrag machte der Gesellschafter 
als nachträgliche Anschaffungskosten 

Abfärbewirkung der gewerblichen Tätigkeit auf die freiberufliche 
Tätigkeit einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) 
Erzielt eine GbR Einkünfte aus selbst-
ständiger (freiberuflicher) Tätigkeit und 
aus gewerblicher Tätigkeit, führt das 
grundsätzlich zur Abfärbung. Sämtliche 
Einkünfte gelten als solche aus Gewer-
bebetrieb und unterliegen damit auch 
der Gewerbesteuer. Allerdings hatte 
der Bundesfinanzhof schon im Jahr 
1999 aus Gründen der Verhältnismä-
ßigkeit entschieden, dass jedenfalls bei 
einem gewerblichen Anteil von nur 
1,25 % der Gesamtumsätze (Bagatell-

grenze) die Abfärbewirkung nicht ein-
greift. 
 
Nunmehr hat das Gericht seine Recht-
sprechung konkretisiert. Die Bagatell-
grenze ist nicht überschritten, wenn die 
gewerblichen Nettoumsatzerlöse nicht 
mehr als 3 % der Gesamtnettoum-
satzerlöse der GbR betragen. Zusätz-
lich dürfen die gewerblichen Nettoum-
satzerlöse den Betrag von 24.500,00 € 
im Veranlagungszeitraum nicht über-

Feststellung eines Verlustvortrags ohne Zugrundelegung eines 
Einkommensteuerbescheids bei unterlassener Veranlagung möglich 
Eine Studentin, die nicht zur Abgabe 
von Steuererklärungen verpflichtet war, 
erklärte in den Einkommensteuererklä-
rungen 2005 bis 2007, die sie erst im 
Jahr 2012 beim Finanzamt einreichte, 
Aufwendungen für ihr Studium als 
vorweggenommene Werbungskosten 
ihrer künftigen Arbeitnehmertätigkeit. 
Das Finanzamt lehnte die Einkommen-
steuerveranlagungen ab, weil die Steu-
ererklärungen nicht innerhalb von vier 
Jahren nach Ablauf des Veranlagungs-
zeitraums eingereicht worden waren 
und deswegen Festsetzungsverjährung 
eingetreten war. Die Steuererklärung 
2007 hätte beispielsweise bis zum 
31.12.2011 beim Finanzamt eingehen 
müssen. 
 
Der Bundesfinanzhof entschied aber 

zugunsten der Studentin. Die Einkom-
mensteuerveranlagungen durften zwar 
nicht mehr durchgeführt werden, aber 
die entstandenen Studienkosten konn-
ten trotzdem noch für 2005 bis 2007 als 
Verlustvortrag in gesonderten Beschei-
den festgestellt werden. Für den Ver-
lustvortrag gilt in den Fällen, in denen 
der Steuerzahler nicht zur Abgabe von 
Steuererklärungen verpflichtet ist 
(sog. Antragsveranlagung), in Summe 
eine Verjährungsfrist von sieben Jah-
ren. Die Studentin konnte die jetzt 
festgestellten Verlustvorträge mit ihren 
späteren positiven Einkünften steuer-
mindernd verrechnen. 
 
Hinweis: Zurzeit gibt es Bestrebungen 
des Gesetzgebers, dieses Urteil außer 
Kraft zu setzen. Sollte es Bestand 
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Spende ausschließlich dafür eingesetzt 
wird. Mit der Erklärung übernimmt der 
Spendenempfänger die Verantwortung 
für die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Gemeinnützigkeitsvoraussetzungen. 
 
Können die Nachweise nicht beige-
bracht werden, ist der Spendenabzug 
abzulehnen. Durch die hohen Anforde-
rungen wird zwar die EU-rechtlich zu 
beachtende Kapitalverkehrsfreiheit 
eingeschränkt, dies ist aber zur Ge-
währleistung der Steueraufsicht und 
Steuerkontrolle gerechtfertigt und wird 
vom Bundesfinanzhof auch nicht als 
unverhältnismäßig angesehen. 
 

person erbracht worden sind. Dies galt 
auch schon für Aufwendungen vor 
2012. 
 
Hinweis: Die gesetzlich vorgeschrie-
bene Rechnung kann durch andere 
Dokumente ersetzt werden. An der Art 
der Zahlung durch Überweisung ändert 
dies aber nichts. Bei anderen Gutschrif-
ten auf das Betreuerkonto (Lastschrift-
verfahren, Onlinebanking, Verrech-
nungsschecks oder Electronic-Cash-
Verfahren) gelten besondere Nach-
weisanforderungen. 

tes geringer als 410,00 € (netto) sein, 
liegt ein geringwertiges Wirtschafts-
gut vor. Dann ist die Sofortabschrei-
bung im Jahr der Anschaffung mög-
lich. Bei einer umsatzsteuerfreien 
Vermietung ohne Vorsteuerabzugs-
berechtigung liegt bis zu einem Brut-
towert von 487,90 € ein geringwerti-
ges Wirtschaftsgut vor. 

 
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden. 
 

 
 

Spendenabzug an eine im EU-/EWR-Ausland ansässige Stiftung 
Maßgeblich für die Überprüfung der 
Voraussetzungen zum Sonderausga-
benabzug einer Spende ist das deut-
sche Steuerrecht. Das gilt auch für 
Zuwendungen an eine im EU-/EWR-
Raum ansässige Einrichtung, die in 
ihrem Sitzstaat den dort für das Ge-
meinnützigkeitsrecht geltenden natio-
nalen Vorschriften unterliegt. Danach 
muss u. a. ihre tatsächliche Geschäfts-
führung auf die ausschließliche und 
unmittelbare Erfüllung steuerbegünstig-
ter Zwecke gerichtet sein. Erforderliche 
Nachweise sind durch ordnungsgemä-
ße Aufzeichnungen über Einnahmen 
und Ausgaben zu führen. Bei Zweifeln 
der deutschen Steuerbehörde ist ihr ein 

im Ansässigkeitsstaat der Stiftungsbe-
hörde einzureichender Rechenschafts-
bericht vorzulegen. Die Verpflichtung 
zum Nachweis trifft in diesen Fällen 
nicht den Zuwendungsempfänger, 
sondern den inländischen Spender. 
 
Die für den inländischen Spendenab-
zug erforderliche Bescheinigung muss 
nicht dem in Deutschland zu verwen-
denden amtlichen Vordruck entspre-
chen. Als wesentlicher Inhaltsbestand-
teil muss sich aber daraus ergeben, 
dass der Zuwendungsempfänger den 
Spendeneingang bestätigt. Außerdem 
hat er zu versichern, dass der sat-
zungsmäßige Zweck verfolgt und die 

Für den Abzug von Kinderbetreuungs-
kosten ist Voraussetzung, dass die 
Aufwendungen durch Vorlage einer 
Rechnung nachgewiesen werden kön-
nen und die Zahlungen auf das Konto 
des Erbringers der Leistung erfolgt 
sind. Diese Nachweise muss der Steu-
erzahler aber nur vorlegen, wenn das 
Finanzamt ihn hierzu ausdrücklich 
auffordert. 
 
Die verheirateten Kläger waren in den 
Streitjahren 2009 und 2010 beide be-
rufstätig. Zur Betreuung ihres dreijähri-

gen Sohnes beschäftigte ein Ehepaar 
(beide Ehegatten waren berufstätig) 
eine Teilzeitkraft für ein monatliches 
Gehalt von 300,00 €. Das Gehalt wurde 
ausschließlich in bar gezahlt. Das 
Ehepaar machte den Abzug von 2/3 
der Kinderbetreuungskosten in der 
Einkommensteuererklärung geltend. 
 
Der Bundesfinanzhof hat klargestellt, 
dass solche Aufwendungen nur dann 
steuerlich berücksichtigt werden kön-
nen, wenn die Zahlungen nicht in bar, 
sondern auf ein Konto der Betreuungs-

Abzug von Kinderbetreuungskosten für eine geringfügig beschäftigte 
Betreuungsperson nur bei Zahlung auf ein Empfängerkonto 

Das Schleswig-Holsteinische Finanzge-
richt hat entschieden, dass eine Ein-
bauküche grundsätzlich nicht einheitlich 
als Sachgesamtheit zu erfassen ist. Es 
sind die Einzelbestandteile zu bewer-
ten. 
 
Für die Praxis hat das Urteil folgende 
Auswirkungen: 
 
· Herd und Spüle sind unselbständige 

Gebäudebestandteile. Lässt der 
Vermieter Herd und Spüle erstmals 
einbauen, liegen Herstellungskosten 
des Gebäudes vor. Die Aufwendun-

gen sind über die zeitanteilige Ab-
schreibung zu berücksichtigen. Wer-
den Herd und Spüle ersetzt, so führt 
dies in der Regel zu sofort als Wer-
bungskosten zu berücksichtigendem 
Erhaltungsaufwand. 

· Aufwendungen für austauschbare 
Elektrogeräte (z. B. Kühlschränke, 
Dunstabzugshauben) sowie für die 
übrigen Einbaumöbel sind über die 
Abschreibung als Werbungskosten zu 
berücksichtigen. Für die Höhe der 
Abschreibung ist die betriebsgewöhn-
liche Nutzungsdauer maßgebend. 
Sollte der Wert des einzelnen Gerä-

Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für die Erneuerung einer 
Einbauküche in einer vermieteten Wohnung 



 

 
SEITE 5 

das Grundstück deshalb nicht zum 
Vermögen der Gesellschaft und ist bei 
der Ermittlung der auf die Anteilsverei-
nigung entfallenden Grunderwerbsteuer 
nicht zu berücksichtigen. Ob es ihr 
zivilrechtlich oder wirtschaftlich bereits 
zuzurechnen ist, ist unerheblich. 
 

aus welchem Anlass die Zahlungen 
geleistet worden sind. Sind sie aus dem 
Gesellschaftsverhältnis begründet, 
scheidet ein Betriebsausgabenabzug 
aus. Beruhen sie jedoch auf einer 
klaren, im Voraus getroffenen, zivil-
rechtlich wirksamen und tatsächlich 
durchgeführten Vereinbarung, steht 
dem Betriebsausgabenabzug nichts 
entgegen. 
 

tig. Wesentliche Indizien dafür sind 
u. a. Inserate in einschlägigen Zeit-
schriften, die Beauftragung eines Mak-
lers und eben auch die Berücksichti-
gung geänderter Verhältnisse, wenn 
alle vorherigen Bemühungen nicht zum 
Erfolg führen. 

Beteiligung ganz oder teilweise auf eine 
Kapitalgesellschaft (z. B. eine GmbH) 
überträgt. Dies gilt selbst dann, wenn 
der Personengesellschafter zu 100 % 
an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist. 
Die Beteiligung an der Kapitalgesell-
schaft ersetzt nicht die für die Nichter-
hebung der Grunderwerbsteuer not-
wendige Beteiligung an der Personen-
gesellschaft. 

Grunderwerbsteuerliche Zurechnung von Grundstück zu einer Gesellschaft 
Vereinigen sich durch die Übertragung 
von Anteilen an einer Kapitalgesell-
schaft mindestens 95 % der Anteile in 
einer Hand, löst die Anteilsübertragung 
Grunderwerbsteuer aus, wenn zum 
Vermögen der Gesellschaft inländische 
Grundstücke „gehören“. Ein Grund-
stück gehört erst dann zum Vermögen 
der Gesellschaft, wenn in Bezug auf 

das Grundstück von Seiten der Gesell-
schaft ein der Grunderwerbsteuer 
unterliegender Vorgang verwirklicht 
wurde. Beim Kauf eines Grundstücks 
unter einer aufschiebenden Bedingung 
(z. B. die Bebaubarkeit eines Grund-
stücks betreffend) ist der grunderwerb-
steuerliche Tatbestand erst mit Bedin-
gungseintritt verwirklicht. Vorher gehört 

Ein Einzelunternehmer betrieb einen 
Wärmelieferservice. Hierzu unterhielt er 
sog. Heizzentralen. Gleichzeitig war er 
alleiniger Gesellschafter und Ge-
schäftsführer einer GmbH, die Bauin-
stallationen durchführte. Die GmbH 
wartete die Heizzentralen des Einzelun-
ternehmens und übernahm auch Ma-
nagementaufgaben, weil das Einzelun-
ternehmen keine Arbeitnehmer be-
schäftigte. Die GmbH stellte ihre Arbei-
ten dem Einzelunternehmen in Rech-

nung, die auch die Arbeitsleistungen 
des GmbH-Geschäftsführers beinhalte-
te. Das Finanzamt erkannte die auf den 
Geschäftsführer entfallenden Rech-
nungsbeträge nicht als Betriebsausga-
be an und erhöhte entsprechend den 
Gewinn. 
 
Der Bundesfinanzhof konnte die Sache 
nicht endgültig entscheiden, hat jedoch 
darauf hingewiesen, dass für den Be-
triebsausgabenabzug maßgebend ist, 

Unter welchen Voraussetzungen sind Verträge zwischen Gesellschafter und 
seiner von ihm beherrschten Kapitalgesellschaft anzuerkennen? 

Voraussetzung für eine Einkünfteerzie-
lungsabsicht bei der Vermietung einer 
Immobilie sind ernsthafte und nachhal-
tige Vermietungsbemühungen. Dazu 
kann auch gehören, dass bei einem 
lang andauernden Leerstand einer 
möblierten Wohnung geeignetere We-

ge der Vermarktung zu suchen sind. 
Gegebenenfalls muss die Wohnung 
unmöbliert zur Vermietung angeboten 
werden. 
 
Für die ernsthaften Vermietungsbemü-
hungen ist der Vermieter beweispflich-

Einkünfteerzielungsabsicht bei Vermietung und Verpachtung 

Wegfall der Grunderwerbsteuervergünstigung bei Übertragung eines 
Anteils auf eine Kapitalgesellschaft innerhalb von fünf Jahren 
 
Wird ein Grundstück von einer Perso-
nengesellschaft auf eine andere Perso-
nengesellschaft übertragen, so fällt 
Grunderwerbsteuer nicht an, soweit an 
der übertragenden und übernehmen-
den Personengesellschaft dieselben 
Personen in demselben Verhältnis 
beteiligt sind. Gleiches gilt, soweit an 
der übernehmenden Personengesell-
schaft Ehegatten (Partner einer einge-
tragenen Lebenspartnerschaft) oder 
Personen, die in gerader Linie mitei-
nander verwandt sind (z. B. Kinder), an 

der übertragenden Personengesell-
schaft beteiligt sind. Die Beteiligung 
des Gesellschafters an der überneh-
menden Personengesellschaft darf sich 
jedoch innerhalb von fünf Jahren nach 
der Grundstücksübertragung nicht 
verringern. Soweit sie sich verringert, 
wird die Grunderwerbsteuer nacherho-
ben. 
 
Der Anteil des Gesellschafters an der 
übernehmenden Personengesellschaft 
verringert sich auch dann, wenn er die 
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bräuchlicher Verwendung der Daten 
(z.B. wenn Daten außerhalb der Ge-
schäftsräume des Steuerpflichtigen 
oder der Diensträume der Behörde 
infolge eines Diebstahls des Prüfer-
Notebooks in fremde Hände geraten) 
angemessen Rechnung getragen 
werden. 

· Dieser Anforderung ist ohne nen-
nenswerte Beeinträchtigung einer 
rechnergestützten Außenprüfung nur 
dann entsprochen, wenn die Daten 
des Steuerpflichtigen nur in seinen 
Geschäftsräumen oder an Amtsstelle 
erhoben und verarbeitet werden so-
wie nach Abschluss der Außenprü-
fung nur noch in den Diensträumen 
der Finanzverwaltung gespeichert 
bzw. aufbewahrt werden, soweit und 
solange sie für Zwecke des Besteue-
rungsverfahrens (z.B. bis zum Ab-
schluss etwaiger Rechtsbehelfsver-
fahren) benötigt werden. 

· Die räumliche Beschränkung des 
Datenzugriffs folgt zudem eindeutig 
aus dem Wortlaut des § 200 Abs. 2 
AO und des § 6 der Betriebsprü-
fungsordnung 2000, wonach der 
Steuerpflichtige die prüfungsrelevan-
ten Unterlagen nur in seinen Ge-
schäftsräumen, notfalls auch in sei-
nen Wohnräumen oder an Amtsstelle 
vorzulegen hat und ein anderer Prü-
fungsort nur ausnahmsweise in Be-
tracht kommt. 

der Herkunft müssen auch bei der 
digitalen Version eingehalten werden. 
Wie man dabei rechtlich auf der siche-
ren Seite ist, erklärt der neue Bitkom-
Leitfaden „10 Merksätze für elektroni-
sche Rechnungen“ kurz und kompakt. 
Das Dokument beschreibt anhand von 
zehn einfachen Sätzen wichtige Rege-
lungen und gibt Ratschläge für den 
unternehmerischen Einsatz elektroni-
scher Rechnungen. 
 

Betriebsprüfung: Grenzen der Speicherung digitalisierter Steuerdaten 

Der BFH hat entschieden, dass § 147 
Abs. 6 Satz 2 AO der Finanzverwaltung 
nicht das Recht gibt, die ihr im Rahmen 
einer Außenprüfung in digitaler Form 
überlassenen Daten über den Zeitraum 
der Prüfung hinaus auf Rechnern au-
ßerhalb der behördlichen Diensträume 
zu speichern (BFH-Urteil vom 
16.12.2014 - VIII R 52/12; veröffentlicht 
am 19.08.2015). 
 
Sind durch den Steuerpflichtigen auf-
zubewahrende Unterlagen mit Hilfe 
eines Datenverarbeitungssystems 
erstellt worden, hat die Finanzbehörde 
im Rahmen einer Außenprüfung das 
Recht, Einsicht in die gespeicherten 
Daten zu nehmen und das Datenverar-
beitungssystem zur Prüfung dieser 
Unterlagen zu nutzen. Sie kann im 
Rahmen einer Außenprüfung auch 
verlangen, dass die Daten nach ihren 
Vorgaben maschinell ausgewertet oder 
ihr die gespeicherten Unterlagen und 
Aufzeichnungen auf einem maschinell 
verwertbaren Datenträger zur Verfü-
gung gestellt werden (§ 147 Abs. 6 
Satz 2 AO). 
 
Im Streitfall hatte das Finanzamt (FA) 
im Rahmen einer Außenprüfung bei 
dem Kläger (einem selbständig tätigen 
Steuerberater) mit der Prüfungsanord-
nung die Gewinnermittlungen sowie zu 
deren Prüfung die Steuerdaten in digi-

taler Form auf einem maschinell ver-
wertbaren Datenträger angefordert. 
Dagegen erhob der Kläger nach erfolg-
losem Einspruchsverfahren Klage: Das 
Finanzamt dürfe diese Daten nicht wie 
angekündigt über die Prüfung hinaus 
bis zur Bestandskraft von nach der 
Außenprüfung erlassenen Bescheiden 
auf dem (mobilen) Rechner des Prüfers 
speichern. Das Finanzgericht wies die 
Klage ab. 
 
Der BFH ist allerdings der Rechtsauf-
fassung des Klägers gefolgt. Hierzu 
führte der BFH weiter aus: 
 
· Im Rahmen einer Außenprüfung kann 

die Finanzverwaltung die Herausgabe 
digitalisierter Steuerdaten zur Spei-
cherung und Auswertung auf mobilen 
Rechnern der Prüfer nur verlangen, 
wenn Datenzugriff und Auswertung in 
den Geschäftsräumen des Steuer-
pflichtigen oder in den Diensträumen 
der Finanzverwaltung stattfinden. 

· Eine Speicherung von Daten über 
den tatsächlichen Abschluss der Prü-
fung hinaus ist durch § 147 Abs. 6 
Satz 2 AO nur gedeckt, soweit und 
solange die Daten noch für Zwecke 
des Besteuerungsverfahrens (z. B. 
bis zum Abschluss etwaiger Rechts-
behelfsverfahren) benötigt werden. 

· Nach dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit muss der Gefahr miss-

Bitkom-Leitfaden: Was man über elektronische Rechnungen wissen sollte 

Ein neuer Bitkom-Leitfaden erklärt 
wichtige Regelungen über den Umgang 
mit elektronischen Rechnungen in zehn 
Merksätzen. Der Leitfaden steht zum 
kostenlosen Download auf den Inter-
netseiten des Bundesverbands Infor-
mationswirtschaft, Telekommunikation 
und neue Medien e.V. (kurz: bitkom) 
unter www.bitkom.org/Pressemitteilung 
vom 26.07.2015 bereit. 
 
Elektronische Rechnungen werden 
einfach erstellt, unkompliziert verschickt 
und schnell verbucht. Zudem erübrigen 
sich hohe Papierstapel, denn man kann 
sich digital darum kümmern. Viele 

Unternehmen setzen jetzt schon auf die 
elektronische Rechnung, weil sie damit 
vor allem Geld sparen. Trotzdem ste-
hen Chefs und ihre Buchhalter häufig 
vor Fragen, wenn sie die digitale Rech-
nung nutzen wollen, wie z.B.: 
 
· Darf ich eine eingescannte Papier-

rechnung einfach wegwerfen? 
· Wie funktioniert beim elektronischen 

Dokument das Prüfungsverfahren? 
· Und wie lange muss ich die Rech-

nung eigentlich speichern? 
 
Vorschriften wie die Pflichtangaben, die 
Aufbewahrungsfrist oder die Echtheit 
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des bis zu einer Dauer von fünf Jahren 
zulässig ist, wenn der Arbeitnehmer bei 
Beginn des befristeten Arbeitsverhält-
nisses das 52. Lebensjahr vollendet hat 
und unmittelbar vor Beginn des befris-
teten Arbeitsverhältnisses mindestens 
vier Monate beschäftigungslos gewe-
sen ist. Diese Voraussetzungen hätten 
bei der Arbeitnehmerin vorgelegen. 
 
Die genannte Vorschrift sei sowohl mit 
europäischem Recht, als auch mit 
nationalem Verfassungsrecht verein-
bar, weil mit ihr erreicht werde, dass 
ältere Arbeitnehmer größere Chancen 
hätten, im Rahmen befristeter Arbeits-
verhältnisse eingestellt zu werden. 

tion in seinem Unternehmen bezogener 
weitgehender Gestaltungs- und Ermes-
sensspielraum zu. 

Überwachung. Der Beweiswert der 
vorgelegten Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigungen war weder dadurch 
erschüttert, dass sie von unterschiedli-
chen Ärzten stammten, noch durch 
eine Änderung im Krankheitsbild oder 
weil der Bandscheibenvorfall zunächst 
hausärztlich behandelt worden war. 
Das Gericht sprach der Arbeitnehmerin 
ein Schmerzensgeld in Höhe von 
1.000,00 € zu. 

schale steuerlich berücksichtigt werden 
können. Der Ansatz von Reisekosten 
und Verpflegungsmehraufwendungen 
kommt ebenfalls nicht in Betracht. 
 
Der Bundesfinanzhof muss nun ent-
scheiden. 
 

Sachgrundlose Befristung von Arbeitsverhältnissen mit älteren 
Arbeitnehmern ist zulässig 
Das Bundesarbeitsgericht hat ent-
schieden, dass Arbeitsverhältnisse von 
Arbeitnehmern, die das 52. Lebensjahr 
vollendet haben, unter bestimmten 
Voraussetzungen befristet werden 
dürfen, ohne dass für die Befristung ein 
sachlicher Grund vorliegen muss. Die 
entsprechende Vorschrift verstößt nach 
Ansicht des Gerichts, jedenfalls soweit 
es um deren erstmalige Anwendung 
zwischen denselben Vertragsparteien 
geht, weder gegen Recht der Europäi-
schen Union noch gegen Verfassungs-
recht. 
 
Geklagt hatte eine Arbeitnehmerin, die 
von der beklagten Stadt mehrfach im 
Rahmen befristeter Arbeitsverträge 
beschäftigt worden und anschließend 

über sechs Monate arbeitslos war. 
Nachdem ein weiterer, auf die Dauer 
von 16 Monaten befristeter Arbeitsver-
trag mit der Stadt abgelaufen war, 
klagte die Arbeitnehmerin auf Feststel-
lung eines fortbestehenden Arbeitsver-
hältnisses. Sie berief sich darauf, die 
der Befristung zu Grunde liegende 
Regelung verstoße gegen das im euro-
päischen Recht verankerte Verbot der 
Altersdiskriminierung sowie gegen 
nationales Verfassungsrecht. 
 
Dies sahen alle Instanzen einschließ-
lich des Bundesarbeitsgerichts anders. 
Letzteres verwies darauf, dass nach 
der einschlägigen gesetzlichen Vor-
schrift eine kalendermäßige Befristung 
ohne Vorliegen eines sachlichen Grun-

Staffelung der Urlaubstage nach Alter ist zulässig 
Gewährt ein Arbeitgeber älteren Arbeit-
nehmern jährlich mehr Urlaubstage als 
den jüngeren, kann diese unterschiedli-
che Behandlung wegen des Alters 
unter dem Gesichtspunkt des Schutzes 
älterer Beschäftigter zulässig sein. 

Bei der Prüfung, ob eine solche vom 
Arbeitgeber freiwillig begründete Ur-
laubsregelung dem Schutz älterer 
Beschäftigter dient und geeignet, erfor-
derlich und angemessen ist, steht dem 
Arbeitgeber ein auf die konkrete Situa-

Observation eines Arbeitnehmers durch einen Detektiv 
 Ein Arbeitgeber, der wegen des Ver-
dachts einer vorgetäuschten Arbeitsun-
fähigkeit einem Detektiv die Überwa-
chung eines Arbeitnehmers überträgt, 
handelt rechtswidrig, wenn sein Ver-
dacht nicht auf konkreten Tatsachen 
beruht. Das gilt auch für dabei heimlich 
hergestellte Abbildungen. Eine solche 
rechtswidrige Verletzung des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechts kann einen 
Geldentschädigungsanspruch 

(„Schmerzensgeld“) begründen. 
 
Das hat das Bundesarbeitsgericht in 
einem Fall entschieden, in dem der 
Arbeitgeber eine ihm angezeigte Ar-
beitsunfähigkeit wegen eines Band-
scheibenvorfalls bezweifelte und einen 
Detektiv mit der Observation der Ar-
beitnehmerin beauftragte. Nach Auffas-
sung des Gerichts hatte der Arbeitge-
ber keinen berechtigten Anlass zur 

Auch während der Probezeit oder bei einem befristeten Arbeitsverhältnis 
besteht für den Arbeitnehmer keine Auswärtstätigkeit 
Ein Arbeitnehmer hatte einen auf ein 
Jahr befristeten Arbeitsvertrag mit 
seinem Arbeitgeber abgeschlossen. 
Die Beschäftigung begann mit einer 
Probezeit von sechs Monaten. Streitig 
in einem Verfahren vor dem Finanzge-
richt Sachsen-Anhalt war, ob die Fahrt-
kosten des Arbeitnehmers nach Reise-

kostengrundsätzen zu berücksichtigen 
sind und ob Verpflegungskosten gel-
tend gemacht werden können. 
 
Das Finanzgericht verneinte dies und 
entschied, dass bei einem befristet 
eingestellten Arbeitnehmer die Fahrt-
kosten nur mit der Entfernungspau-
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Gegen diese Beeinträchtigung kann 
sich die Gewerkschaft mit einer Unter-
lassungsklage wehren. Im vorliegenden 
Fall hatte der alle denkbaren Fallgestal-
tungen umfassende Unterlassungsan-
trag allerdings keinen Erfolg, weil keine 
Wiederholungsgefahr außerhalb des 
konkreten Sachverhalts bestand. 

grundsätzlich nicht zu berücksichtigen. 
Dies gilt auch für Rückforderungsan-
sprüche des Unternehmers, denen 
Stornierungen von Verträgen, für die 
der Handelsvertreter vor diesem Zeit-
raum Provisionsansprüche erlangt hat, 
zugrunde liegen. Diese Rückforde-
rungsansprüche des Unternehmers 
stellen nicht lediglich unselbstständige 
Rechnungsposten der dem Handels-
vertreter zustehenden Provisionsan-
sprüche, sondern selbstständige Ge-
genansprüche des Unternehmers dar, 
mit denen er gegenüber den vom Han-
delsvertreter in einem späteren Zeit-
raum verdienten Provisionen die Auf-
rechnung erklären kann. 

gen, wenn ihm unter Berücksichtigung 
aller Umstände des Einzelfalls die 
Fortsetzung des Vertragsverhältnisses 
nicht mehr zumutbar sei. Es müsse 
berücksichtigt werden, dass Moderni-
sierungs- und Instandsetzungsmaß-
nahmen für die Erhaltung eines Mietob-
jekts und dessen wirtschaftlichen Wert 
von wesentlicher Bedeutung sein kön-
nen, so dass ein erhebliches Interesse 
an der alsbaldigen Durchführung der 
Sanierungsmaßnahmen bestehe. Der 
Vermieter müsse in einem solchen Fall 
den Mieter vorab nicht auf Zutritt zur 
Wohnung verklagen. Das Gericht hat 
die Sache an die Vorinstanz zur weite-
ren Sachverhaltsaufklärung zurückver-
wiesen. Die endgültige Entscheidung 
bleibt abzuwarten. 
 

 
 
 

NPP kompakt gibt die gesetz-
lichen Neuregelungen, Recht-
sprechung und Finanzverwal-
tungsanweisungen nur auszugs-
weise wieder. Für etwaige Infor-
mationsfehler übernehmen wir 
keine Haftung. Die Inhalte der 
einzelnen Beiträge sind nicht zu 
dem Zweck erstellt, abschließen-
de Informationen über bestimmte 
Themen bereitzustellen oder eine 
Beratung im Einzelfall ganz oder 
teilweise zu ersetzen. Hierfür 
steht Ihnen NPP Niethammer, 
Posewang & Partner GmbH auf 
Wunsch gerne zur Verfügung. 
 
Redaktionelle Auswahl  
und Kontakt: 
 
NPP Niethammer,  
Posewang & Partner GmbH  
Johannes-Brahms-Platz 1 
20355 Hamburg 
Tel.: 040 33 44 6 500 
E-Mail: off ice@npp.de 
Internet: www.npp.de  
  
Redaktionsstand: 4. Sept. 2015 
 

Zulässigkeit der Befragung von Arbeitnehmern nach ihrer 
Gewerkschaftszugehörigkeit 

Verlangt ein Arbeitgeber im Zuge lau-
fender Tarifverhandlungen von seinen 
Arbeitnehmern die Offenlegung ihrer 
Gewerkschaftszugehörigkeit, kann dies 
die Koalitionsbetätigungsfreiheit der 
betroffenen Gewerkschaft unzulässig 
einschränken. 
 
Die Verhandlungsstärke einer Gewerk-
schaft hängt insbesondere von ihrem 
Organisationsgrad ab, die Ungewiss-

heit hierüber ist entscheidend für die 
Verhandlungsbereitschaft des Arbeit-
gebers. Eine Befragung der Arbeitneh-
mer während einer laufenden Tarifver-
handlung mit Streikandrohung zielt 
darauf ab, den Verhandlungsdruck der 
Gewerkschaft zu unterlaufen. Das 
Interesse des Arbeitgebers, eine Ta-
rifeinigung mit einer weiteren Gewerk-
schaft umzusetzen, rechtfertigt den 
Eingriff nicht. 

Zuständigkeit der Arbeitsgerichte bei 
Ansprüchen gegen Handelsvertreter auf 
Rückzahlung bereits gezahlter Provisionen 
Handelsvertreter gelten nur dann als 
Arbeitnehmer im Sinne des Arbeitsge-
richtsgesetzes, wenn sie zu dem Per-
sonenkreis gehören, für den die untere 
Grenze der vertraglichen Leistungen 
des Unternehmers festgesetzt werden 
kann und wenn sie während der letzten 
sechs Monate des Vertragsverhältnis-
ses im Durchschnitt monatlich nicht 
mehr als 1.000 € aufgrund des Ver-
tragsverhältnisses an Vergütung ein-
schließlich Provision und Aufwen-
dungsersatz bezogen haben. 
 
Bei der Ermittlung dieser dem Handels-
vertreter zustehenden durchschnittli-
chen monatlichen Vergütung sind Ge-
genansprüche des Unternehmers 

Fristlose Wohnraumkündigung bei Verweigerung von 
Instandsetzungsarbeiten  
Der Vermieter kann einem Mieter frist-
los kündigen, wenn dieser den Zutritt 
zur Wohnung für dringend erforderliche 
Instandsetzungsmaßnahmen verwei-
gert. Der Vermieter muss in solchen 
Fällen nicht den Mieter zunächst im 
Wege einer Duldungsklage auf Zutritt 
zur Wohnung verklagen. Diese Ent-
scheidung hat der Bundesgerichtshof 
getroffen. 
 

Im entschiedenen Fall stellte der Ver-
mieter in seinem Mehrfamilienhaus 
Hausschwamm fest. Als Sanierungs-
maßnahmen erfolgen sollten, verwei-
gerte der Mieter den Zutritt zur Woh-
nung. Der Vermieter kündigte daraufhin 
das Mietverhältnis fristlos. Erst nach 
Erlass einer einstweiligen Verfügung 
auf Zutritt zur Wohnung gewährte der 
Mieter Einlass. Nachdem der Mieter im 
Folgenden den Zugang zu einem Kel-
lerraum zwecks Durchführung von 
Installationsarbeiten verweigerte, 
sprach der Vermieter erneut eine frist-
lose Kündigung aus. Hiergegen klagte 
der Mieter. 
 
Das Gericht gab dem Vermieter Recht. 
Dieser sei berechtigt fristlos zu kündi-
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